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I. Der Versicherungsschutz 

§ 1 Gegenstand der Versicherung

1.

2.

Der Versicherer gewährt dem Versicherungsnehmer Versicherungs-
schutz für den Fall, dass er wegen eines während der Wirksamkeit der 
Versicherung eingetretenen Schadenereignisses, das den Tod, die Ver-
letzung oder Gesundheitsschädigung von Menschen (Personenschaden) 
oder die Beschädigung oder Vernichtung von Sachen (Sachschaden) zur 
Folge hatte, für diese Folgen auf Grund gesetzlicher Haftpfl ichtbestim-
mungen privatrechtlichen Inhalts von einem Dritten auf Schadensersatz 
in Anspruch genommen wird.  

Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf die gesetzliche Haftpfl icht 
des Versicherungsnehmers als privater Sportbootführer. Die Vermietung 
– ohne Berufsbesatzung – ist mitversichert, sofern dies im Versiche-
rungsschein vereinbart ist.

Mitversichert ist/sind:
a)

b)

c)

d)

e)

f)

g)

h)

Der Versicherungsschutz (§§ 1-3)
Gegenstand der Versicherung
Beginn und Umfang des Versicherungsschutzes, Zahlung
Ausschlüsse

Der Versicherungsfall / Obliegenheiten des Versicherungs-
nehmers / Vorvertragliche Anzeigepfl ichten des Versiche-
rungsnehmers (§§ 4-8)
Der Versicherungsfall
Vorvertragliche Anzeigepfl ichten des Versicherungsnehmers
Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles
Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalles
Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten

Weitere Bestimmungen (§§ 9-14)
Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung
Vertragsdauer, Kündigung, Wegfall des versicherten Risikos, 
Mehrfachversicherung
Verjährung
Anzuwendendes Recht
Zuständiges Gericht
Anzeigen und Willenserklärungen

die persönliche gesetzliche Haftpfl icht des verantwortlichen Wasser-
fahrzeugführers und der sonst zur Bedienung des Fahrzeuges berech-
tigten Personen.
das Eigentum und Verwendung von Beibooten mit Hilfsmotor bis zu 
einer Motorstärke von 50 PS.
die gesetzliche Haftpfl icht aus dem Ziehen von Wasserskiläufern und 
Schirmdrachenfl iegern.
die persönliche gesetzliche Haftpfl icht des Wasserskiläufers, wenn 
und solange er sich im Schlepp des Fahrzeuges befi ndet.
die gesetzliche Haftpfl icht wegen Schäden, die sich bei der Beteili-
gung an Motorbootrennen und Segelregatten oder bei den damit im 
Zusammenhang stehenden Überführungsfahrten ereignen.
die gesetzliche Haftpfl icht der versicherten Personen, sofern diese 
von einem in Not befi ndlichen Boot aufgefordert werden, Hilfe zu 
leisten, und durch diese entsprechende Hilfsmaßnahme – z.B. eine 
Leinenverbindung – eine Beschädigung am havarierten Boot erfolgt.
die persönliche gesetzliche Haftpfl icht des Versicherungsnehmers 
aus dem Führen oder Bedienen von fremden Wasserfahrzeugen, 
die er sich ohne Entgeltzahlung – Charter – geliehen hat oder nur 
aus Gefälligkeit führt. Dieser Versicherungsschutz wird nur im An-
schluss an ggf. anderweitig bestehende Versicherungen gewährt und 
schließt Ansprüche des Eigners aus der Beschädigung des geführten 
oder benutzten Bootes aus.
in teilweiser Abänderung von § 3 II Ziffer 2a - auch Haftpfl ichtan-

3.

4.

i)

j)

Auslandsschäden
Eingeschlossen ist die gesetzliche Haftpfl icht aus Schadenereignissen 
in der ganzen Welt, sofern die Fahrtgrenzen in der Police nicht anders 
vereinbart sind. Die Leistung des Versicherers erfolgt in Euro. 
Die Verpfl ichtung des Versicherers gilt mit dem Zeitpunkt als erfüllt, an 
dem der Euro-Betrag bei einem ausländischen Geldinstitut angewiesen ist.
Abweichend hiervon ist im Falle der vorläufi gen Beschlagnahme eines 
Wasserfahrzeuges in einem ausländischen Hafen die etwa erforderliche 
Sicherheitsleistung oder Hinterlegung nur bis zu einem Gegenwert von 
EUR 75.000,00 mitversichert.

Gewässerschäden
1)

2)

3)

4)

5)

6)

sprüche mitversicherter Personen untereinander wegen Personen-
schäden, bei denen es sich nicht um Arbeitsunfälle in dem Betrieb 
des Versicherungsnehmers handelt, und Sachschäden, sofern diese 
mehr als EUR 150,00 betragen. Nicht versichert sind Schäden an 
dem versicherten Fahrzeug. (Siehe jedoch § 3 II).
die gesetzliche Haftpfl icht – abweichend von § 3 I Ziffer 4a - aus 
der Beschädigung von gemieteten Einstellräumen und Steganlagen, 
die zu privaten Zwecken zur Unterbringung bzw. Aufbewahrung des 
Bootes / der Yacht angemietet wurden. Der Versicherungsnehmer be-
teiligt sich an jedem derartigen Schaden mit EUR 250,00 selbst.
im Rahmen des Vertrages die gesetzliche Haftpfl icht wegen Vermö-
gensschäden aus Versicherungsfällen, die während der Wirksamkeit 
der Versicherung eingetreten sind (siehe jedoch § 3 I Ziffer 10). Der 
Versicherungsnehmer beteiligt sich an jedem derartigen Schaden mit 
20%, mind. EUR 50,00 selbst.

Versichert ist im Umfang des Vertrages, wobei Vermögensschäden 
wie Sachschäden behandelt werden, die gesetzliche Haftpfl icht des 
Versicherungsnehmers für unmittelbare oder mittelbare Folgen von 
Veränderungen der physikalischen, chemischen oder biologischen 
Beschaffenheit eines Gewässers einschließlich des Grundwassers 
(Gewässerschäden). 
Gewässerschäden durch Kraftstoffe sowohl aus den fest eingebauten 
Tanks als auch aus Reservekanistern oder Zusatztanks des versicher-
ten Fahrzeuges sind mitversichert, sofern der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass der durch den leckgewordenen Kraftstofftank ver-
ursachte Gewässerschaden plötzlich und unfallartig in zeitlich und 
örtlich bestimmbarer Weise entstanden ist.
Ausgeschlossen sind Haftpfl ichtansprüche gegen die Personen (Ver-
sicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten), die den Schaden 
durch bewusstes Abweichen von dem Gewässerschutz dienenden 
Gesetzen, Verordnungen, an den Versicherungsnehmer gerichteten 
behördlichen Anordnungen oder Verfügungen herbeigeführt haben.
Ausgeschlossen sind Haftpfl ichtansprüche wegen Schäden, die un-
mittelbar oder mittelbar auf Kriegsereignisse, anderen feindseligen 
Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, Generalstreik oder unmit-
telbar auf Verfügungen oder Maßnahmen von hoher Hand beruhen. 
Ausgeschlossen sind Schäden infolge:
-
-
-
-

Mitversichert sind Schäden durch höhere Gewalt, soweit sich ele-
mentare Naturkräfte ausgewirkt haben und Umweltschäden, entstan-
den durch Verunreinigung von Boden z.B. infolge Feuerschaden. 
Versichert gelten die so genannten „öffentlich rechtlichen“ Ansprü-
che auch ohne zivilrechtliche Haftungsverpfl ichtung des Versiche-
rungsnehmers. Die Deckungssumme für derartige Schäden beträgt 
EUR 15.000,00 je Schadenfall.
Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungsnehmer im 
Versicherungsfall zur Abwendung oder Minderung des Schadens 
für geboten halten durfte (Rettungskosten), sowie außergerichtliche 
Gutachterkosten, als sie zusammen mit der Entschädigungsleistung 

des normalen, störungsfreien Betriebsgeschehens;
von Verdampfungs- oder Verdunstungsvorgängen;
von Ablauf-, Abtropf- und Verplanschungsvorgängen;
der Einleitung oder dem Einwirkung von gewässerschädlichen 
Stoffen in Gewässer zur Rettung anderer Rechtsgüter.
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Fortsetzung 4.6) Gewässerschäden

§ 2 Beginn und Umfang des Versicherungsschutzes, Zahlung 

I.
1.

2.

II. 
1.

2.

3.

III.
1.

2.

3.

4.

Beginn des Versicherungsschutzes / Beitrag und Versicherungssteuer
Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein ange-
gebenen Zeitpunkt, wenn der Versicherungsnehmer den ersten oder ein-
maligen Beitrag rechtzeitig zahlt.
Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versicherungssteuer, die 
der Versicherungsnehmer in der jeweils vom Gesetz bestimmten Höhe 
zu entrichten hat.

Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung / erster Beitrag
Der erste oder einmalige Beitrag wird unverzüglich nach Ablauf von 
zwei Wochen nach Zugang des Versicherungsscheins fällig.
Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, gilt als erster Bei-
trag nur die erste Rate des ersten Jahresbeitrags.
Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht 
rechtzeitig, sondern zu einem späteren Zeitpunkt, beginnt der Versiche-
rungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt. Das gilt nicht, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 
Für Versicherungsfälle, die bis zur Zahlung des Beitrags eintreten, ist der 
Versicherer nur dann nicht zur Leistung verpfl ichtet, wenn er den Ver-
sicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform oder durch 
einen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge 
der Nichtzahlung des Beitrags aufmerksam gemacht hat.
Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht 
rechtzeitig, kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten, solange der 
Beitrag nicht gezahlt ist. Der Versicherer kann nicht zurücktreten, wenn 
der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu 
vertreten hat.

Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung / Folgebeitrag
Die Folgebeiträge sind, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist, am Mo-
natsersten des vereinbarten Beitragszeitraums fällig.
Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im Versicherungsschein 
oder in der Beitragsrechnung angegebenen Zeitpunkt erfolgt.
Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Versicherungs-
nehmer ohne Mahnung in Verzug, es sei denn, dass er die verspätete Zah-
lung nicht zu vertreten hat.
Der Versicherer wird ihn schriftlich zur Zahlung auffordern und eine 
Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen setzen.
Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versicherer dem 
Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in Textform eine Zahlungsfrist 
bestimmen, die mindestens zwei Wochen betragen muss. Die Bestim-
mung ist nur wirksam, wenn sie die rückständigen Beträge des Beitrags, 
Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und die Rechtsfolgen angibt, 
die nach § 2 III Ziffer 3 und § 2 III Ziffer 4 mit dem Fristablauf verbun-
den sind. Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch den Verzug 
entstandenen Schadens zu verlangen.
Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit 
der Zahlung in Verzug, besteht ab diesem Zeitpunkt bis zur Zahlung kein 
Versicherungsschutz, wenn er mit der Zahlungsaufforderung nach  § 2 III 
Ziffer 2 Abs. 2 darauf hingewiesen wurde.
Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit 
der Zahlung in Verzug, kann der Versicherer den Vertrag ohne Einhaltung 
einer Frist kündigen, wenn er den Versicherungsnehmer mit der Zahlungs-

die Einheitsdeckungssumme nicht übersteigen, werden vom Versi-
cherer übernommen. Für Gerichts- und Anwaltskosten bleibt es bei 
der Regelung nach § 2 VI.  
Auf Weisung des Versicherers aufgewendete Rettungs- und außer-
gerichtliche Gutachterkosten sind auch insoweit zu ersetzen, als sie 
zusammen mit der Entschädigung die Einheitsdeckungssumme über-
steigen. Eine Billigung des Versicherers von Maßnahmen des Versi-
cherungsnehmers oder Dritter zur Abwendung oder Minderung des 
Schadens gilt nicht als Weisung des Versicherers.

IV.

V.

VI.
1.

2.

3.

4.

VII.
1.

aufforderung nach § 2 III Ziffer 2 Abs. 3 darauf hingewiesen hat.
Hat der Versicherer gekündigt, und zahlt der Versicherungsnehmer 
danach innerhalb eines Monats den angemahnten Betrag, besteht der 
Vertrag fort. Für Versicherungsfälle, die zwischen dem Zugang der 
Kündigung und der Zahlung eingetreten sind, besteht jedoch kein Ver-
sicherungsschutz.

Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Lastschriftermächtigung
Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt die 
Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zum Fälligkeitstag eingezogen 
werden kann und der Versicherungsnehmer einer berechtigten Einzie-
hung nicht widerspricht.
Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungsnehmers 
vom Versicherer nicht eingezogen werden, ist die Zahlung auch dann 
noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach einer in Textform abgege-
benen Zahlungsaufforderung des Versicherers erfolgt.
Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der Versiche-
rungsnehmer die Einzugsermächtigung widerrufen hat, oder hat der Ver-
sicherungsnehmer aus anderen Gründen zu vertreten, dass der Beitrag 
nicht eingezogen werden kann, ist der Versicherer berechtigt, künftig 
Zahlung außerhalb des Lastschriftverfahrens zu verlangen. Der Ver-
sicherungsnehmer ist zur Übermittlung des Beitrags erst verpfl ichtet, 
wenn er vom Versicherer hierzu in Textform aufgefordert worden ist.

Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung
Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, sind die noch 
ausstehenden Raten sofort fällig, wenn der Versicherungsnehmer mit der 
Zahlung einer Rate im Verzug ist.
Ferner kann der Versicherer für die Zukunft jährliche Beitragszahlung 
verlangen.

Leistungen der Versicherung / Vollmacht des Versicherers
Der Versicherungsschutz umfasst die Prüfung der Haftpfl ichtfrage, die 
Abwehr unberechtigter Schadensersatzansprüche und die Freistellung 
des Versicherungsnehmers von berechtigten Schadensersatzverpfl ichtun-
gen.
Berechtigt sind Schadensersatzverpfl ichtungen dann, wenn der Versiche-
rungsnehmer aufgrund Gesetzes, rechtskräftigen Urteils, Anerkenntnisses 
oder Vergleiches zur Entschädigung verpfl ichtet ist und der Versicherer 
hierdurch gebunden ist. Anerkenntnisse und Vergleiche, die vom Versi-
cherungsnehmer ohne Zustimmung des Versicherers abgegeben oder ge-
schlossen worden sind, binden den Versicherer nur, soweit der Anspruch 
auch ohne Anerkenntnis oder Vergleich bestanden hätte.
Ist die Schadensersatzverpfl ichtung des Versicherungsnehmers mit bin-
dender Wirkung für den Versicherer festgestellt, hat der Versicherer den 
Versicherungsnehmer binnen zwei Wochen vom Anspruch des Dritten 
freizustellen.
Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur Abwicklung des Scha-
dens oder Abwehr der Schadensersatzansprüche zweckmäßig erschei-
nenden Erklärungen im Namen des Versicherungsnehmers abzugeben.
Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Rechtsstreit über Scha-
densersatzansprüche gegen den Versicherungsnehmer, ist der Versicherer 
zur Prozessführung bevollmächtigt. Er führt den Rechtsstreit im Namen 
des Versicherungsnehmers auf seine Kosten.
Wird in einem Strafverfahren wegen eines Schadenereignisses, das einen 
unter den Versicherungsschutz fallenden Haftpfl ichtanspruch zur Folge 
haben kann, die Bestellung eines Verteidigers für den Versicherungs-
nehmer von dem Versicherer gewünscht oder genehmigt, so trägt der 
Versicherer die gebührenordnungsmäßigen oder die mit ihm besonders 
vereinbarten höheren Kosten des Verteidigers.
Erlangt der Versicherungsnehmer oder ein Mitversicherter das Recht, die 
Aufhebung oder Minderung einer zu zahlenden Rente zu fordern, so ist 
der Versicherer zur Ausübung dieses Rechts bevollmächtigt.

Begrenzung der Leistungen
Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist bei jedem Versiche
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5.

6.

7.

8.

9.
10.

* Der Ersatz von Schäden durch Kernernergie richtet sich nach dem Atomge-
setz. Die Betreiber von Kernanlagen sind zur Deckungsvorsorge verpfl ichtet 
und schließen hierfür Haftpfl ichtversicherungen ab.

b)

Haftpfl ichtansprüche wegen Schäden, die in unmittelbarem oder mittel-
barem Zusammenhang stehen mit energiereichen ionisierenden Strahlen 
(z. B. von radioaktiven Substanzen emittierte Alpha-, Beta- und Gam-
mastrahlen sowie Neutronen oder in Teilchenbeschleunigern erzeugte 
Strahlen) sowie mit Laser- und Maserstrahlen.*)
Ansprüche wegen Schäden, die auf Asbest, asbesthaltige Substanzen 
oder Erzeugnisse zurückzuführen sind. 
Schäden, wenn der verantwortliche Wasserfahrzeugführer beim Eintritt 
des Versicherungsfalles nicht die behördlich vorgeschriebene Erlaubnis 
zum Führen des versicherten Wasserfahrzeuges besitzt. Die Verpfl ich-
tung zur Leistung bleibt gegenüber dem Versicherungsnehmer bestehen, 
wenn dieser das Vorliegen der Erlaubnis beim verantwortlichen Wasser-
fahrzeugführer ohne Verschulden annehmen durfte oder wenn ein unbe-
rechtigter Wasserfahrzeugführer das Fahrzeug geführt hat.
Schäden infolge vorschriftswidrigen Umgangs mit brennbaren oder ex-
plosiven Stoffen.
die persönliche gesetzliche Haftpfl icht des Schirmdrachenfl iegers.
folgende Schäden im Zusammenhang mit Vermögensschäden (§ 1 Ziffer 2j)
-

2.

3.

4.

5.

6.

7.

8.

§ 3 Ausschlüsse

I.

1.

2.

3.
4.

geliehen oder durch verbotene Eigenmacht erlangt hat oder sie Ge-
genstand eines besonderen Verwahrungsvertrages sind. Siehe jedoch 
§ 1 Ziffer 2i.
die Schäden
-

-

-

-

-

-

-

-
-

rungsfall auf die vereinbarten Versicherungssummen begrenzt. Dies gilt 
auch dann, wenn sich der Versicherungsschutz auf mehrere entschädi-
gungspfl ichtige Personen erstreckt.
Sofern nicht etwas anderes vereinbart wurde, sind die Entschädigungs-
leistungen des Versicherers für alle Versicherungsfälle eines Versiche-
rungsjahres auf das Zweifache der vereinbarten Versicherungssummen 
begrenzt.
Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung eintretende Ver-
sicherungsfälle gelten als ein Versicherungsfall, der im Zeitpunkt des 
ersten dieser Versicherungsfälle eingetreten ist, wenn diese
- 
- 

- 

Falls besonders vereinbart, beteiligt sich der Versicherungsnehmer bei 
jedem Versicherungsfall mit einem im Versicherungsschein festgelegten 
Betrag an der Schadensersatzleistung (Selbstbehalt). Soweit nicht etwas 
anderes vereinbart wurde, ist der Versicherer auch in diesen Fällen zur 
Abwehr unberechtigter Schadensersatzansprüche verpfl ichtet.
Die Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden nicht auf die 
Versicherungssummen angerechnet.
Übersteigen die begründeten Haftpfl ichtansprüche aus einem Versiche-
rungsfall die Versicherungssumme, trägt der Versicherer die Prozess-
kosten im Verhältnis der Versicherungssumme zur Gesamthöhe dieser 
Ansprüche.
Hat der Versicherungsnehmer an den Geschädigten Rentenzahlungen zu 
leisten und übersteigt der Kapitalwert der Rente die Versicherungssumme 
oder den nach Abzug etwaiger sonstiger Leistungen aus dem Versiche-
rungsfall noch verbleibenden Restbetrag der Versicherungssumme, so wird 
die zu leistende Rente nur im Verhältnis der Versicherungssumme bzw. ih-
res Restbetrags zum Kapitalwert der Rente vom Versicherer erstattet.
Für die Berechnung des Rentenwertes gilt die entsprechende Vorschrift 
der Verordnung über den Versicherungsschutz in der Kraftfahrzeug-
Haftpfl ichtversicherung in der jeweils gültigen Fassung zum Zeitpunkt 
des Versicherungsfalles.
Bei der Berechnung des Betrags, mit dem sich der Versicherungsnehmer 
an laufenden Rentenzahlungen beteiligen muss, wenn der Kapitalwert 
der Rente die Versicherungssumme oder die nach Abzug sonstiger Leis-
tungen verbleibende Restversicherungssumme übersteigt, werden die 
sonstigen Leistungen mit ihrem vollen Betrag von der Versicherungs-
summe abgesetzt.
Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung eines Haftpfl ichtan-
spruchs durch Anerkenntnis, Befriedigung oder Vergleich am Verhalten 
des Versicherungsnehmers scheitert, hat der Versicherer für den von der 
Weigerung an entstehenden Mehraufwand an Entschädigungsleistung, 
Zinsen und Kosten nicht aufzukommen.

Falls im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen nicht ausdrücklich 
etwas anderes bestimmt ist, bezieht sich der Versicherungsschutz nicht auf:

Haftpfl ichtansprüche, soweit sie auf Grund Vertrags oder besonderer 
Zusagen über den Umfang der gesetzlichen Haftpfl icht des Versiche-
rungsnehmers hinausgehen.
Ansprüche auf Gehalt, Ruhegehalt, Lohn und sonstige festgesetzte Be-
züge, Verpfl egung, ärztliche Behandlung im Falle der Dienstbehinde-
rung, Fürsorgeansprüche (vgl. z. B. die §§ 616, 617 BGB; 63 HGB; 
39 und 42 Seemannsgesetz und die entsprechenden Bestimmungen der 
Gew.-Ordn., des Sozialgesetzbuches VII und des Bundessozialhilfege-
setzes) sowie Ansprüche aus Tumultschadengesetzen.
Haftpfl ichtansprüche aus Sachschaden, welcher entsteht durch Abwässer.
Ansprüche wegen Schäden an fremden Sachen und allen sich daraus 
ergebenden Vermögensschäden, wenn
a)

auf derselben Ursache,
auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere sachlichem und 
zeitlichem Zusammenhang oder
auf der Lieferung von Waren mit gleichen Mängeln
beruhen.

der Versicherungsnehmer diese Sachen gemietet, geleast, gepachtet, 

durch eine gewerbliche oder berufl iche Tätigkeit des Versicherungs-
nehmers an diesen Sachen (Bearbeitung, Reparatur, Beförderung, 
Prüfung und dergleichen) entstanden sind;  bei  unbeweglichen Sa-
chen gilt dieser Ausschluss nur insoweit, als diese Sachen oder Teile 
von ihnen unmittelbar von der Tätigkeit betroffen waren;
dadurch entstanden sind, dass der Versicherungsnehmer diese Sa-
chen zur Durchführung seiner gewerblichen oder berufl ichen Tätig-
keiten (als Werkzeug, Hilfsmittel, Materialablagefl äche und derglei-
chen) benutzt hat; bei unbeweglichen Sachen gilt dieser Ausschluss 
nur insoweit, als diese Sachen oder Teile von ihnen unmittelbar von 
der Benutzung betroffen waren;
durch eine gewerbliche oder berufl iche Tätigkeit des Versicherungs-
nehmers entstanden sind und sich diese Sachen oder – sofern es 
sich um unbewegliche Sachen handelt – deren Teile im unmittelba-
ren Einwirkungsbereich der Tätigkeit befunden haben; dieser Aus-
schluss gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass er 
zum Zeitpunkt der Tätigkeit offensichtlich notwendige Schutzvor-
kehrungen zur Vermeidung von Schäden getroffen hatte.
Sind die Voraussetzungen der obigen Ausschlüsse in der Person 
von Angestellten, Arbeitern, Bediensteten, Bevollmächtigten oder 
Beauftragten des Versicherungsnehmers gegeben, so entfällt gleich-
falls der Versicherungsschutz, und zwar sowohl für den Versiche-
rungsnehmer wie für die durch den Versicherungsvertrag etwa mit-
versicherten Personen.
Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche:
auf Erfüllung von Verträgen, Nacherfüllung, aus Selbstvornahme, 
Rücktritt, Minderung, auf Schadensersatz statt der Leistung;
wegen Schäden, die verursacht werden, um die Nachbesserung 
durchführen zu können;
wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsgegenstandes oder wegen 
des Ausbleibens des mit der Vertragsleistung geschuldeten Erfolges;
auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Vertrauen auf ordnungs-
gemäße Vertragserfüllung;
auf Ersatz von Vermögensschäden wegen Verzögerung der Leistung;
wegen anderer an die Stelle der Erfüllung tretender Ersatzleistun-
gen. Dies gilt auch dann, wenn es sich um gesetzliche Ansprüche 
handelt.

Schäden, die durch vom Versicherungsnehmer (oder in seinem Auf-
trag oder für seine Rechnung von Dritten) hergestellte oder geliefer-
te Sachen oder geleistete Arbeiten entstehen;
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§ 5  Vorvertragliche Anzeigepfl ichten des Versicherungsnehmers

1.

2.
2.1

2.2

2.3

3.

Dritten unmittelbar entstanden ist. Auf den Zeitpunkt der Schadenver-
ursachung, die zum Schadenereignis geführt hat, kommt es nicht an.

Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über gefahrerheb-
liche Umstände
Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklärung 
dem Versicherer alle ihm bekannten Gefahrumstände anzuzeigen, nach 
denen der Versicherer in Textform gefragt hat und die für den Entschluss 
des Versicherers erheblich sind, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt 
zu schließen. Der Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur Anzeige 
verpfl ichtet, als nach seiner Vertragserklärung, aber vor Vertragsannah-
me der Versicherer in Textform Fragen im Sinne des Satzes 1 stellt.
Gefahrerheblich sind die Umstände, die geeignet sind, auf den Ent-
schluss des Versicherers Einfl uss auszuüben, den Vertrag überhaupt 
oder mit dem vereinbarten Inhalt abzuschließen.
Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers ge-
schlossen und kennt dieser den gefahrerheblichen Umstand, muss sich 
der Versicherungsnehmer so behandeln lassen, als habe er selbst davon 
Kenntnis gehabt oder dies arglistig verschwiegen.

Rücktritt
Unvollständige und unrichtige Angaben zu den gefahrerheblichen 
Umständen berechtigen den Versicherer, vom Versicherungsvertrag zu-
rückzutreten. Dies gilt auch dann, wenn ein Umstand nicht oder unrich-
tig angezeigt wurde, weil sich der Versicherungsnehmer der Kenntnis 
der Wahrheit arglistig entzogen hat.
Der Rücktritt kann nur innerhalb eines Monats erfolgen. Die Frist be-
ginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der Versicherer von der Verletzung der 
Anzeigepfl icht Kenntnis erlangt. Der Rücktritt erfolgt durch Erklärung 
gegenüber dem Versicherungsnehmer.
Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass er oder sein Vertreter die unrichtigen oder unvollständi-
gen Angaben weder vorsätzlich noch grob fahrlässig gemacht hat.
Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrlässiger Verletzung 
der Anzeigepfl icht besteht nicht, wenn der Versicherungsnehmer nach-
weist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht ange-
zeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätte.
Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz.
Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalles zurück, darf er 
den Versicherungsschutz nicht versagen, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass der unvollständig oder unrichtig angezeigte Umstand we-
der für den Eintritt des Versicherungsfalles noch für die Feststellung oder 
den Umfang der Leistung ursächlich war. Auch in diesem Fall besteht aber 
kein Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsnehmer die Anzeige-
pfl icht arglistig verletzt hat.
Dem Versicherer steht der Teil des Beitrags zu, der der bis zum Wirksam-
werden der Rücktrittserklärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht.

Beitragsänderung oder Kündigungsrecht
Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, weil die Ver-
letzung einer Anzeigepfl icht weder auf Vorsatz noch auf grober Fahr-
lässigkeit beruhte, kann der Versicherer den Vertrag unter Einhaltung 
einer Frist von einem Monat in Schriftform kündigen. Das Kündigungs-
recht ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, 
dass der Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeig-
ten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätte.
Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kündigen, weil er den 
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, aber zu an-
deren Bedingungen, geschlossen hätte, werden die anderen Bedingun-
gen auf Verlangen des Versicherers rückwirkend Vertragsbestandteil.
Hat der Versicherungsnehmer die Pfl ichtverletzung nicht zu vertreten, 
werden die anderen Bedingungen ab der laufenden Versicherungsperiode 
Vertragsbestandteil.

11.

II. Ausgeschlossen von der Versicherung bleiben:

1.

2.

3.

II. Der Versicherungsfall / Obliegenheiten des Versicherungsnehmers / 
Vorvertragliche Anzeigepfl ichten des Versicherungsnehmers 

§ 4 Der Versicherungsfall

1.

-

-

-

-

-
-
-

-

-

-

Haftpfl ichtansprüche wegen Schäden aus Anfeindung, Schikane, Be-
lästigung, Ungleichbehandlung oder sonstigen Diskriminierungen.

Versicherungsansprüche aller Personen, die den Schaden vorsätzlich 
herbeigeführt haben. 
Haftpfl ichtansprüche
a)

b)

c)

d)

e)

f)
Als Angehörige gelten Ehegatten, Lebenspartner im Sinne des Lebens-
partnerschaftsgesetzes oder vergleichbarer Partnerschaften nach dem 
Recht anderer Staaten, Eltern und Kinder, Adoptiveltern und -kinder, 
Schwiegereltern und -kinder, Stiefeltern und -kinder, Großeltern und 
Enkel, Geschwister sowie Pfl egeeltern und -kinder (Personen, die 
durch ein familienähnliches, auf längere Dauer angelegtes Verhältnis 
wie Eltern und Kinder miteinander verbunden sind).
Die Ausschlüsse unter b) bis f) erstrecken sich auch auf Haftpfl ichtan-
sprüche von Angehörigen der dort genannten Personen, wenn sie mit-
einander in häuslicher Gemeinschaft leben.
Haftpfl ichtansprüche, die darauf zurückzuführen sind, dass der Versi-
cherungsnehmer besonders gefahrdrohende Umstände, deren Beseiti-
gung der Versicherer billigerweise verlangen konnte und verlangt hatte, 
nicht innerhalb einer angemessenen Frist beseitigte. Ein Umstand, wel-
cher zu einem Schaden geführt hat, gilt ohne weiteres als besonders 
gefahrdrohend.

Schadenereignis ist das Ereignis, als dessen Folge die Schädigung des 

Schäden durch Immissionen (z. B. Geräusche, Gerüche, Erschütte-
rungen); 
planender, beratender, bau- oder montageleitender, prüfender oder 
gutachterlicher Tätigkeit;
Tätigkeiten im Zusammenhang mit Geld-, Kredit-, Versicherungs-, 
Grundstücks-, Leasing- oder ähnlichen wirtschaftlichen Geschäften, 
aus Zahlungsvorgängen aller Art, aus Kassenführung sowie aus Un-
treue und Unterschlagung; 
der Verletzung von gewerblichen Schutzrechten und Urheberrechten 
sowie des Kartell- oder Wettbewerbsrechts;
der Vergabe von Lizenzen und Patenten;
Nichteinhaltung von Fristen, Terminen, Vor- und Kostenanschlägen;
Ratschlägen, Empfehlungen oder Weisungen an wirtschaftlich ver-
bundene Unternehmen sowie aus fehlerhafter und/oder unterlassener 
Kontrolltätigkeit;
Tätigkeiten im Zusammenhang mit Datenverarbeitung, Rationalisie-
rung und Automatisierung, Auskunftserteilung, Übersetzung, Reise-
vermittlung und Reiseveranstaltung;
bewusstem Abweichen von gesetzlichen oder behördlichen Vor-
schriften, von Anweisungen oder Bedingungen des Auftraggebers 
oder von sonstiger bewusster Pfl ichtverletzung;
Abhandenkommen von Sachen, auch z. B. von Geld, Wertpapieren 
und Wertsachen sowie von Scheck- und Kreditkarten.

aus Schadenfällen von Angehörigen des Versicherungsnehmers, die mit 
ihm in häuslicher Gemeinschaft leben oder die zu den im Versicherungs-
vertrag mitversicherten Personen gehören (siehe aber § 1 Ziffer 2h);
zwischen mehreren Versicherungsnehmern desselben Versicherungs-
vertrages;
von gesetzlichen Vertretern geschäftsunfähiger oder beschränkt ge-
schäftsfähiger Personen;
von unbeschränkt persönlich haftenden Gesellschaftern nicht rechts-
fähiger Handelsgesellschaften;
von gesetzlichen Vertretern juristischer Personen des privaten oder 
öffentlichen Rechts sowie nicht rechtsfähiger Vereine;
von Liquidatoren.
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2.

III. Weitere Bestimmungen

1.

2.

3.

4.

§ 9 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung

§ 10 Vertragsdauer, Kündigung, Wegfall des versicherten Risikos, 
 Mehrfachversicherung

1.

1.1

1.2

er vor Eintritt des Versicherungsfalles zu erfüllen hat, kann der Versicherer 
den Vertrag innerhalb eines Monats ab Kenntnis von der Obliegenheits-
verletzung fristlos kündigen. Der Versicherer hat kein Kündigungsrecht, 
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Obliegenheitsverlet-
zung weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruhte.
Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich verletzt, verliert 
der Versicherungsnehmer seinen Versicherungsschutz. Bei grob fahrläs-
siger Verletzung einer Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine 
Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsneh-
mers entsprechenden Verhältnisses zu kürzen.
Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versicherungsschutzes hat 
bei Verletzung einer nach Eintritt des Versicherungsfalles bestehenden 
Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit zur Voraussetzung, dass der 
Versicherer den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in 
Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat.
Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Obliegenheit nicht 
grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der Versicherungsschutz bestehen.
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den 
Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles noch für die Fest-
stellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung 
ursächlich war. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die Ob-
liegenheit arglistig verletzt hat.
Die vorstehenden Bestimmungen gelten unabhängig davon, ob der Ver-
sicherer ein ihm nach § 8 Ziffer 1 zustehendes Kündigungsrecht ausübt.

Erstreckt sich die Versicherung auch auf Haftpfl ichtansprüche gegen an-
dere Personen als den Versicherungsnehmer selbst, sind alle für ihn gelten-
den Bestimmungen auf die Mitversicherten entsprechend anzuwenden.
Die Bestimmungen über die Vorsorgeversicherung (Ziffer 4) gelten 
nicht, wenn das neue Risiko nur in der Person eines Mitversicherten 
entsteht.
Die Ausübung der Rechte aus dem Versicherungsvertrag steht aus-
schließlich dem Versicherungsnehmer zu.
Er ist neben den Mitversicherten für die Erfüllung der Obliegenheiten 
verantwortlich.
Ansprüche des Versicherungsnehmers selbst oder der in § 3 II Ziffer 2 
genannten Personen gegen die Versicherten sowie Ansprüche von Versi-
cherten untereinander sind von der Versicherung ausgeschlossen.
Der Freistellungsanspruch darf vor seiner endgültigen Feststellung ohne 
Zustimmung des Versicherers weder abgetreten noch verpfändet wer-
den. Eine Abtretung an den geschädigten Dritten ist zulässig.
Es kann vereinbart werden, dass sich der Versicherungsnehmer bei je-
dem Schadenereignis mit einem im Versicherungsschein festgelegten 
Betrag an einer Schadensersatzleistung selbst beteiligt.

Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages hat der Versicherer, soweit 
durch Gesetz nicht etwas anderes bestimmt ist, nur Anspruch auf den Teil 
des Beitrags, der dem Zeitraum entspricht, in dem Versicherungsschutz 
bestanden hat, soweit es sich nicht um eine Mindestprämie handelt. 

Dauer und Ende des Vertrages

Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebene Zeit abge-
schlossen.
Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich der 
Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht dem Vertragspartner spätestens 
einen Monat vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres eine 
Kündigung zugegangen ist.

Fortsetzung 3. Beitragsänderung oder Kündigungsrecht

4.

§ 6  Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles

§ 7  Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalles

1.

2.

3.

4.

5.

§ 8  Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten

1.

Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag um mehr als 10 % 
oder schließt der Versicherer die Gefahrabsicherung für den nicht ange-
zeigten Umstand aus, kann der Versicherungsnehmer den Vertrag inner-
halb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers fristlos 
in Schriftform kündigen.
Der Versicherer muss die ihm nach § 5 Ziffer 2 und § 5 Ziffer 3 zuste-
henden Rechte innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen. Die 
Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem er von der Verletzung der An-
zeigepfl icht, die das von ihm geltend gemachte Recht begründet, Kennt-
nis erlangt. Er hat die Umstände anzugeben, auf die er seine Erklärung 
stützt; er darf nachträglich weitere Umstände zur Begründung seiner Er-
klärung abgeben, wenn für diese die Monatsfrist nicht verstrichen ist.
Dem Versicherer stehen die Rechte nach den §§ 5 Ziffer 2 und 3 nur zu, 
wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Text-
form auf die Folgen einer Anzeigepfl ichtverletzung hingewiesen hat.
Der Versicherer kann sich auf die in den §§ 5 Ziffer 2 und 3 genannten 
Rechte nicht berufen, wenn er den nicht angezeigten Gefahrumstand 
oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannte.

Anfechtung
Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täuschung 
anzufechten, bleibt unberührt. Im Fall der Anfechtung steht dem Ver-
sicherer der Teil des Beitrags zu, der der bis zum Wirksamwerden der 
Anfechtungserklärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht.

Besonders gefahrdrohende Umstände hat der Versicherungsnehmer auf 
Verlangen des Versicherers innerhalb angemessener Frist zu beseitigen. 
Dies gilt nicht, soweit die Beseitigung unter Abwägung der beidersei-
tigen Interessen unzumutbar ist. Ein Umstand, der zu einem Schaden 
geführt hat, gilt ohne weiteres als besonders gefahrdrohend.

Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen, 
auch wenn noch keine Schadensersatzansprüche erhoben wurden.
Der Versicherungsnehmer muss nach Möglichkeit für die Abwendung 
und Minderung des Schadens sorgen.
Weisungen des Versicherers sind dabei zu befolgen, soweit es für den 
Versicherungsnehmer zumutbar ist. Er hat dem Versicherer ausführli-
che und wahrheitsgemäße Schadenberichte zu erstatten und ihn bei der 
Schadenermittlung und -regulierung zu unterstützen. Alle Umstände, die 
nach Ansicht des Versicherers für die Bearbeitung des Schadens wich-
tig sind, müssen mitgeteilt sowie alle dafür angeforderten Schriftstücke 
übersandt werden.
Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpfl ichtanspruch erhoben, 
ein staatsanwaltschaftliches, behördliches oder gerichtliches Verfahren 
eingeleitet, ein Mahnbescheid erlassen oder ihm gerichtlich der Streit 
verkündet, hat er dies ebenfalls unverzüglich anzuzeigen.
Gegen einen Mahnbescheid oder eine Verfügung von Verwaltungsbe-
hörden auf Schadensersatz muss der Versicherungsnehmer fristgemäß 
Widerspruch oder die sonst erforderlichen Rechtsbehelfe einlegen. Einer 
Weisung des Versicherers bedarf es nicht.
Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpfl ichtanspruch gericht-
lich geltend gemacht, hat er die Führung des Verfahrens dem Versicherer 
zu überlassen.
Der Versicherer beauftragt im Namen des Versicherungsnehmers einen 
Rechtsanwalt. Der Versicherungsnehmer muss dem Rechtsanwalt Voll-
macht sowie alle erforderlichen Auskünfte erteilen und die angeforder-
ten Unterlagen zur Verfügung stellen.

Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit aus diesem Vertrag, die 
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2.

3.

§ 14 Anzeigen und Willenserklärungen

1.

2.

Hamburger Yacht-Versicherung 
Schomacker Versicherungsmakler GmbH

Geschäftsführer: Volker Reichelt
AG Hbg. HRB 65561

Katharinenhof / Zippelhaus 2
20457 Hamburg

Telefon (040) 36 98 49 - 0
Fax (040) 36 98 49 - 11

www.schomacker.de

Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines 
solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.
Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, müssen Klagen aus 
dem Versicherungsvertrag gegen ihn bei dem Gericht erhoben werden, 
das für seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, den Ort 
seines gewöhnlichen Aufenthalts zuständig ist. Ist der Versicherungs-
nehmer eine juristische Person, bestimmt sich das zuständige Gericht 
auch nach dem Sitz oder der Niederlassung des Versicherungsnehmers. 
Das gleiche gilt, wenn der Versicherungsnehmer eine Offene Handels-
gesellschaft, Kommanditgesellschaft, Gesellschaft bürgerlichen Rechts 
oder eine eingetragene Partnergesellschaft ist.
Sind der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt im Zeitpunkt der Klage-
erhebung nicht bekannt, bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit für 
Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherungsnehmer 
nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Versicherungsvertrag 
zuständigen Niederlassung.

Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklärungen sind 
schriftlich abzugeben. Sie können rechtswirksam gegenüber der Fir-
ma Hamburger Yacht-Versicherung Schomacker Versicherungsmakler 
GmbH vorgenommen werden.
Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift dem 
Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklärung, die dem 
Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines 
eingeschriebenen Briefes an die letzte dem Versicherer bekannte An-
schrift. Die Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung des Briefes als 
zugegangen. Dies gilt entsprechend für den Fall einer Namensänderung 
des Versicherungsnehmers.

1.3

1.4

2.

3.

3.1

3.2

4.

4.1

4.2

4.3

§ 11 Verjährung

§ 12 Anzuwendendes Recht

§ 13 Zuständiges Gericht

1.

Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der Vertrag, 
ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt.
Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der Vertrag schon 
zum Ablauf des dritten Jahres oder jedes darauf folgenden Jahres gekündigt 
werden; die Kündigung muss dem Vertragspartner spätestens drei Monate
vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres zugegangen sein.

Wegfall des versicherten Risikos

Wenn versicherte Risiken vollständig und dauerhaft wegfallen, so er-
lischt die Versicherung bezüglich dieser Risiken. Dem Versicherer steht 
der Beitrag zu, den er hätte erheben können, wenn die Versicherung die-
ser Risiken nur bis zu dem Zeitpunkt beantragt worden wäre, zu dem er 
vom Wegfall Kenntnis erlangt.

Kündigung nach Versicherungsfall

Das Versicherungsverhältnis kann gekündigt werden, wenn
– 
– 

Die Kündigung muss dem Vertragspartner in Schriftform spätestens 
einen Monat nach der Schadensersatzzahlung oder der Zustellung der 
Klage zugegangen sein.
Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung sofort nach 
ihrem Zugang beim Versicherer wirksam.
Der Versicherungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die Kündigung 
zu einem späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ende der laufenden 
Versicherungsperiode, wirksam wird.
Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem Zugang 
beim Versicherungsnehmer wirksam.

Mehrfachversicherung

Eine Mehrfachversicherung liegt vor, wenn das Risiko in mehreren Ver-
sicherungsverträgen versichert ist.
Wenn die Mehrfachversicherung zustande gekommen ist, ohne dass der 
Versicherungsnehmer dies wusste, kann er die Aufhebung des später ge-
schlossenen Vertrags verlangen.
Das Recht auf Aufhebung erlischt, wenn der Versicherungsnehmer es 
nicht innerhalb eines Monats geltend macht, nachdem er von der Mehr-
fachversicherung Kenntnis erlangt hat. Die Aufhebung wird zu dem 
Zeitpunkt wirksam, zu dem die Erklärung, mit der sie verlangt wird, 
dem Versicherer zugeht.

Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei Jahren. 
Die Fristberechnung richtet sich nach den allgemeinen Vorschriften des 
Bürgerlichen Gesetzbuches.
Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versicherer an-
gemeldet worden, ist die Verjährung von der Anmeldung bis zu dem 
Zeitpunkt gehemmt, zu dem die Entscheidung des Versicherers dem An-
spruchsteller in Textform zugeht.

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.

Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherer be-
stimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz des Versiche-
rers oder seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlas-
sung. Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, ist auch das 
Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur 

vom Versicherer eine Schadensersatzzahlung geleistet wurde oder
dem Versicherungsnehmer eine Klage über einen unter den Versiche-
rungsschutz fallenden Haftpfl ichtanspruch gerichtlich zugestellt wird.
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